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Kleine Anfrage 266 
 
des Abgeordneten Dr. Martin Vincentz   AfD 
 
Was unternimmt die Landesregierung gegen Energiearmut in Zeiten der Krise? 
 
 
Die steigenden Energiepreise für Gas und Strom machen sich zunehmend bei den Bürgern 
bemerkbar. Insbesondere sind es die einkommensschwachen Haushalte, die während der 
Energiekrise am härtesten von den Preiserhöhungen getroffen werden. Bereits im Jahre 2016 
wurde laut Medienberichten 72.0001 Haushalten in Nordrhein-Westfalen der Strom gesperrt. 
Dieser dramatisch hohe Wert droht nun aufgrund aktueller Entwicklungen nicht nur wieder 
erreicht, sondern möglicherweise übertroffen zu werden. 
 
Zur Prävention und Unterstützung von in Zahlungsnot geratenen Haushalten verwies die 
Landesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Martin Vincentz 
und der ehemaligen Abgeordneten Iris Dworeck-Danielowski (Lt-Drucksache 17/1948) auf das 
Projekt „NRW bekämpft Energiearmut“2. Bei dem Projekt handelt es sich um ein 
Modellvorhaben der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen aus dem Jahre 2012 mit der 
Zielsetzung, präventiv gegen Stromsperrungen vorzugehen3. Zu diesem Zwecke wurden 
kostenlose Rechts- und Budgetberatungen in Kooperation mit seinerzeit 15 
Energieversorgungsunternehmen an 13 Standorten in Nordrhein-Westfalen (Aachen, 
StädteRegion Aachen, Bielefeld, Bochum, Dortmund, Duisburg, Ennepe-Ruhr-Kreis, 
Gelsenkirchen/Bottrop, Köln, Krefeld, Mönchengladbach, Velbert und Wuppertal) angeboten4. 
Das Projekt wurde von der Landesregierung  finanziell unterstützt. 
 
Die Landesregierung darf nicht unvorbereitet in den kommenden Herbst gehen und muss 
gezielte Anstrengungen unternehmen, um einer potenzierten Energiearmut der Bürger in 
Nordrhein-Westfalen entgegenwirken zu können. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Wie viele private Haushalte waren in Nordrhein-Westfalen seit 2016 wegen 

Zahlungsunfähigkeit von sogenannte Sperrungen betroffen? (Bitte aufschlüsseln nach 
Strom-, Gas-, Wassersperren, Jahr sowie nach Haushalten mit und ohne Kinder) 

 

                                                
1 Siehe Welt.de, Sozialhilfeempfänger sollen vor Stromsperren bewahrt werden 
(https://www.welt.de/regionales/nrw/article172718739/Fruehwarnsystem-in-Menden-
Sozialhilfeempfaenger-sollen-vor-Stromsperren-bewahrt-werden.html), Zugriff vom 07.07.2022 
2 Siehe Lt-Drucksache 17/2207 
3 Ebd. 
4 Ebd. 

https://www.welt.de/regionales/nrw/article172718739/Fruehwarnsystem-in-Menden-Sozialhilfeempfaenger-sollen-vor-Stromsperren-bewahrt-werden.html
https://www.welt.de/regionales/nrw/article172718739/Fruehwarnsystem-in-Menden-Sozialhilfeempfaenger-sollen-vor-Stromsperren-bewahrt-werden.html
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2. Inwieweit beabsichtigt die Landesregierung die Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen im Bereich der Energiearmut kurz- bzw. mittelfristig finanziell zu unterstützen? 
(Bitte nach Beträgen und Projekten aufschlüsseln) 

 
3. Wie viele Privathaushalte in Nordrhein-Westfalen haben seit dem 01.01.2018 ein 

kostenloses Beratungsangebot in Anspruch genommen? (Bitte aufschlüsseln nach 
Beratungsstelle, Jahr sowie nach Haushalten mit und ohne Kinder)   

 
4. Welche Standorte in Nordrhein-Westfalen befinden sich derzeit in Kooperation mit der 

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen und den verschiedenen Energieversor-
gungsunternehmen, um Energiearmut zu bekämpfen? (Bitte aufschlüsseln nach 
Standort und Energieversorgungsunternehmen) 

 
5. Inwiefern gibt es konkrete Überlegungen bzw. Maßnahmen seitens der 

Landesregierung, der im Herbst und Winter drohenden finanziellen Überforderung von 
Strom- und Gaskunden entgegenzuwirken?  

 
 
 
Dr. Martin Vincentz 
Andreas Keith 
 


